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Von Unternehmerinnen und Unternehmern, die jetzt Corona-

Krisen-Kredite beantragen, werden verstärkt von den Banken 

und Sparkassen, trotz der Haftfreistellung bis zu 90% durch die 

öffentliche Hand, persönliche Bürgschaften und private Sicher-

heiten verlangt. 

 

Das würde im Extremfall zu Verlusten der Altersvorsorgen führen und/

oder auch Privatinsolvenzen nach sich ziehen. 

 

Bei dieser Vorgehensweise der Banken und Sparkassen wird ein wichti-

ger Gesichtspunkt völlig außer Acht gelassen. Der aktuelle Kreditbedarf 

ist nicht aufgrund unternehmerischer Fehlentscheidungen entstanden, 

sondern aufgrund einer Naturkatastrophe, für die niemand explizit ver-

antwortlich gemacht werden kann. 

 

Aus diesem Grund sollten die verantwortlichen öffentlichen Stellen zu-

sammen mit Förderinstituten und den Banken und Sparkassen dafür 

Sorge tragen, dass auf private Sicherheiten der Unternehmerinnen und 

Unternehmer in dieser speziellen Notlage verzichtet werden kann. 

Banken und Sparkassen fordern vermehrt 
private Sicherheiten 

 
Diese aussagefähigen Unterlagen sollten Sie für die Antragstellung 
von KFW-Krediten vorliegen haben: 
 

1. Die Bilanz 2018 mit Vorjahresangaben und ggf. weitere Unterla-

gen wie Steuerbescheide o.ä. sollten bei der Bank schon  

vorliegen. 

2. Möglichst gesicherte, vorläufige Zahlen per 31.12.2019 - alterna-

tiv betriebswirtschaftlicher Status  

3. Erste Informationen über den Verlauf des bisherigen Jahres unter 

anderem durch aktuelle BWA / SuSa  

4. Unternehmensplanung 2020 sowie eine aktualisierte Vorschau für 

31.12.2020 und ggfs. 2021  

5. Vorlage der aktuellen Liquiditätsplanung, welche die künftigen 

Banksalden unter Einbeziehung der bestehenden Kreditlinien 

prognostiziert. Daraus sollte der künftige Betriebsmittelbedarf er-

sichtlich sein.  

6. Die Annahmen in der Unternehmensplanung und die strategi-

schen Inhalte sollten dokumentiert werden.  

7. Gleichzeitig sollten liquiditätsstärkende Maßnahmen, wie z.B. 

Kurzarbeitergeld und Steuerstundungen eingeleitet worden sein.  


